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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Strauß, Leicht, Höcheri, Dr. Aithammer, Dr. Häfeie und der 
Fraktion der CDU/CSU 


betr. Finanzplan der Bundesregierung für die Jahre 1973 bis 1977 


Der neue Finanzplan der Bundesregierung für die Jahre bis 1977 
ist unvollständig. Folgende Mehrbelastungen des Bundes für 
die Jahre ab 1975, die sich aus den bisherigen Regierungsbe- 
schlüssen zwangsläufig ergeben, sind nicht berücksichtigt: 


Mehrbelastungen 

1975 


- in Mrd. DM - 


— unmittelbare Mehrbelastung des Bun- 
des aus den Steuerreformbeschlüssen 
der Regierung 

— Ausgleich der Mehrbelastungen der 
Länder (von der Regierung beschlosse- 
ne Ausgleichsklausel) 

— Neuregelung der Umsatzsteuervertei- 
lung zwischen Bund und Ländern ent- 
sprechend Regierungsvorschlag 

— Aufstockimg des Weihnachtsgeldes auf 
ein volles 13. Monatsgehalt 

zusammen also 


4.0 

6,2 

2.1 

1,1 

13,4 


Die Neuverschuldung des Bundes (Netto- 
kreditaufnahme) soll sich bereits nach den 
Zahlen des neuen Finanzplans verdreifa- 
chen; sie steigt von 2,3 Mrd. DM im Haus- 
haltsentwurf 1974 auf 

Unter Einbeziehung der Geldschöpfung zur 
Finanzierung des Bundeshaushalts durch 
Münzprägung von 

ergibt sich bei Berücksichtigung nur der 
bezifferbaren Mehrbelastungen eine Dek- 
kungslücke im Jahre 1975 von 
Mrd. DM, die damit neunmal so groß ist, 
wie die durch Neu Verschuldung zu schlie- 
ßende Finanzierungslücke im Haushalts- 
entwurf 1974. 


6,9 

0,3 

20 bis 21 
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Mit nahezu an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit wer- 
den weitere Mehrbelastungen hinzutreten, die zur Zeit aller- 
dings noch nicht bezifferbar sind. Im Haushalt 1974 hat die 
Bundesregierung eine globale Mehrausgabe für „besondere 
Verpflichtungen'' (Titel 6002/97103) von 1,9 Mrd. DM veran- 
schlagt; für 1975 sind hierfür nur 0,6 Mrd. DM vorgesehen, ob- 
wohl eher mit einem Anstieg als mit einem Abfall der hier vor 
allem zu berücksichtigten Mehrbelastungen im Zusammenhang 
mit der Finanzierung der Europäischen Gemeinschaften und des 
Devisenausgleichs USA zu rechnen ist. Überdies erscheinen auch 
die für Besoldungserhöhungen ausgewiesenen Beträge viel zu 
niedrig. 

Die Beantwortung der Frage, wie die Bundesregierung wenig- 
stens die sich aus den bezifferten Mehrbelastungen ergebende 
Deckungslücke zu finanzieren gedenkt, ist eine unverzichtbare 
Grundlage für die Gesetzgebungsarbeit des Bundestages, na- 
mentlich für die Entscheidung über die Regierungsvorschläge 
zur Steuerreform. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie ist die Nichtberücksichtigung der riesigen, von ihr 
selbst beschlossenen Mehrbelastungen im neuen mittelfristi- 
gen Finanzplan mit der gesetzlichen Verpflichtung nach § 9 
des Stabilitätsgesetzes zu vereinbaren, wonach im Finanz- 
plan „Umfang und Zusammensetzung der voraussichtlichen 
Ausgaben und die Deckungsmöglichkeiten darzustellen 
sind"? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, nunmehr wenigstens ihrer 
Verpflichtung aus § 10 Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung 
nachzukommen, Bundestag und Bundesrat über die Auswir- 
kungen der von ihr beschlossenen Mehrbelastungen auf die 
Finanzplanung zu unterrichten? 

3. Wie gedenkt die Bundesregierung die von ihr beschlossenen 
Mehrbelastungen gegenüber ihrem eigenen Finanzplan zu 
decken, in vollem Umfang durch zusätzliche Kreditaufnah- 
men, durch Ausgabekürzungen (wo und in welchem Umfang) 
und/oder durch Steuererhöhungen (bei welchen Steuern und 
in welchem Umfang) ? 

4. Oder hat die Bundesregierung bisher noch keine Vorstel- 
lungen über die Finanzierung der Deckungslücken ab 1975? 


Bonn, den 12. November 1973 


Strauß 
Leicht 
Höcherl 
Dr. Althammer 
Dr. Häfele 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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